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E r s t e r  A b s c h n i t t  

Grundlagen

Rechts form und Gemeinnützigkeit
Die Studentenschaft der Technischen Hoch­
schule Darmstadt i s t  eine rechtsfähige 
Körperschaft des öffentl ichen Rechts und 
steht  unter der Rechtsaufsicht des Landes.

Die Studentenschaft verfolgt  ausschl ieß­
lich gemeinnützige Zwecke (vergleiche:
Gemeinnützigkeitsverordnung Bundesgesetz­
bla t t  1953 Seite 1592, Steueranpassungsgesetz 
vom 16.10.1934, Reichgsgesetzblatt  I Seite 
925) und verwirklicht diese in ihrer  t a t
sächlichen Geschäftsführung.

Zugehörigkeit

Student im Sinne dieser Satzung i s t  jeder 
immatrikulierte Student der Technischen 
Hochschule Darmstadt.

Die Gesamtheit dieser Studenten bi ldet  die 
Studentenschaft.

Rechte und Pflichten der Studenten

Jeder Student hat nach Maßgabe dieser 
Satzung das Recht, das aktive und passive 
Wahlrecht auszuüben.

Jeder Student i s t  verpf l ichtet ,  Beiträge 
an die Studentenschaft zu zahlen.

Artikel 4: Aufgaben

(1) Die Studentenschaft verwaltet ihre Ange­
legenheiten selbst .

(2) Sie i s t  berufen, die Studenten auf ihre 
Verantwortung in Staat und Gesellschaft  
aktiv vorzubereiten. Die Studentenschaft 
setzt  sich für gleichen Zugang a l l e r  zur

. wissenschaftlichen Erkenntnis und für in
s t i tu t i onel l e  Autonomie und die gesel l ­
schaft l iche Verantwortung der Wissenschaft 
ein.
Sie fördert  insbesondere die Freiheit ,  von 
Forschung, Lehre und Lernen und die demo­
kratische Organisation des Bildungswesens.
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(3) Die Studentenschaft v e r t r i t t  die Gesamt­
hei t  ihrer Mitglieder itn Rahmen ihrer ge­
setzlichen und satzungsmäßigen Befugnisse; 
sie nimmt die hochschul poli t isehen Belange 
ihrer Mitglieder wahr.

(4) Sie nimmt die wir tschaft l iche Selbsthi l fe 
der Studenten wahr, soweit sie nicht dem 
Studentenwerk übertragen i s t  und wirkt bei 
der Studentenförderung mit.

(5) Sie fördert  die pol i t ische Bildung und das 
Staatsbürger!iche Verantwortungsbewußtsein 
der Studenten,

(6) Sie unterstützt  die kulturel len und musi­
schen Interessen der Studenten und för ­
dert  den freiwil l igen Studentensport,  so­
weit die Hochschule dafür nicht zuständig 
i s t ,

(7) Sie pflegt die internationalen Studenten­
beziehungen.

5:G l i e d e r u n g

(1) Die Studentenschaft gl ieder t  sich in Fach- 
, schäften,

(2) Zur Wahrung der besonderen Interessen der 
ausländischen Studenten wird eine Auslän­
dersektion gebi ldet .

Artikel6: Organe

(1) Organe
1, Das
2, Der
3. Der
4. Die

(2) Organe
1. Die
2. Der

(3) Organe
1. Die
2, Der

der Studentenschaft sind: 
Studentenparlament 
Allgemeine Studentenausschuß 
Al testenrat
Vollversammlung der Studentenschaft

der Fachschaften s ind: 
Vollversammlung der Fachschaft'  
Fachschafts rat .

der Ausländersektion sind: 
Ausländervollversammlung 
Ausl änderrat ,



Artikel 7;. Öffent l ichkei t  der Sitzungen

Die Sitzungen der Organe sind grundsätz­
lich öffent l ich.  Die Tagesordnung i s t  
durch Aushang bekanntzugeben. Näheres 
regel t  die Geschäftsordnung.

Artikel 8: Einladung zu Sitzungen

(1) Zu den Sitzungen der Organe der Studenten­
schaft ,  der Fachschaften und der Auslän­
dersektion i s t  durch Aushang an einem e i ­
gens dafür vorzusehenden Anschlagbrett in 
dein Gebäude der Technischen Hochschule, in 
dem die Räume des Allgemeinen Studentenaus­
schusses liegen, einzuladen.

( 2 )   Zu den Sitzungen der Organe der Fachschaf­
ten und der Ausländersektion i s t  außerdem 
durch Aushang an einem eigens dafür vorzusehenden

 Anschlagbrett der jeweiligen Fachschaft 
 bzw, der Ausländersektion einzuladen. 

Die Anschlagbretter sollen den jeweilig be­
troffenen Studenten leicht  zugänglich sein.

(3) Einzuladen i s t  vier nicht vorlesungsfreie 
Tage gemäß Artikel 14 Abs. 3 vor  der Sitzung. 
Die Einladung enthält  die Tagesordnung.

(4) Zusätzlich muß zu den Vollversammlungen 
der Studentenschaft,  der Fachschaften und 
der Ausländersektion und zu den Sitzungen 
des Studentenparlaments die Einladung durch 
Flugblät ter erfolgen, die in den Mensen
der Technischen Hochschule ausgelegt werden, 
sofern diese nicht geschlossen sind.

Artikel 9: Beschlußfassung

(1) Beschlüsse der Organe werden mit einfacher 
Mehrheit gefaßt,  sofern es diese Satzung 
nicht anders regel t .

(2) Ein Beschluß g i l t  als mit einfacher "Mehr­
hei t  gefaßt,  wenn von den abgegebenen 
gültigen Stimmen die Zahl der Fürstimmen 
größer i s t ,  als die Zahl der Gegenstimmen; 
Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht.

(3) Wahlen dürfen nur an nicht vor vorlesungsfreien 
Tagen gemäß Artikel 14 Abs. 3 durchgeführt 
werden.

Artikel 10: Beschlußfähigkeit



Die Organe sind bei Anwesenheit von mehr 
als der Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 
der beschlußfähig, sofern es diese Satzung 
nicht anders regel t .

Artikel 11: Veröffentlichung von Beschlüssen

(1) Alle Organe sind verpf l ichtet ,  über ihre 
Sitzungen Protokolle zu führen, die mindes­
tens den Wortlaut der Beschlüsse enthalten 
müssen.

(2) Die Protokolle sind nach ihrer  Erstellung 
unverzüglich an den im Artikel 8 Abs. 1 
und Abs, 2 vorgesehenen Anschlagbrettern 
für mindestens 7 Tage auszuhängen.

Z W E I T E R  A B S C H N I T T :

Die Urabstimmung

A r t i k e 1 12: Zweck und Aufgabe

(1) Durch die Urabstimmung übt die Studentenschaft 
die oberste beschließende Funktion selbst  aus. 
Die Entscheidung der Urabstimmung hat Vorrang 
vor den Entscheidungen anderer Organe.

(2) Gegenstand einer Urabstimmung kann jede Ange­
legenheit im Rahmen des Artikel 4 sein. 
Ausgenommen sind jedoch der Haushaltsplan, 
die Beiträge sowie Entscheidungen des Ältes­
tenrates.

Artikel 13: Beantragung

Eine Urabstimmung i s t  beim Präsidium
des Studenten Parlamentes zu beantragen und
findet  s t a t t :
1. Auf schri f t l ichen Antrag- von mindestens 

10 % der Studenten,
2. Auf Beschluß der Hehrheit der stimmbe

rechtigten Mitglieder des Studentenpar
1amentes,

Artikel 14: Unterrichtung der Studenten

(1) Der Urabstimmung geht eine Versammlung
zur Information der Studenten über den be­
treffenden Antrag voraus; diese Versamm­

lung hat spätestens drei nicht vor lesungs-



Artikel

(3) 

Artikel

Artikel 17:
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freie Tage vor Beginn der Urabstimmung 
stat tzufinden.

(2) Zu dieser Versammlung, die vom Präsidium 
des Studentenparlaments einberufen und ge­
l e i t e t  wird, werden al le Studenten durch 
hochs ch u l ö f f e n t l i c h e  Be k a nn t ma ch u n g  
eingeladen.

(3) Als vorlesungsfreie Tage im Sinne dieser 
Satzung gelten außer der vorlesungsfreien 
Zeit die Samstage und Sonntage sowie die 
gesetzlichen Feiertage.

15: Termin und Durchführung:

(1) Die Urabstimmung findet  spätestens 20 
nicht vorlesungsfreie Tage nach Eingang 
des Antrags gemäß Artikel 13 Ziffer  1
bzw. nach Beschlussfassung gemäß Artikel  13 
Ziffer  2 s t a t t .

(2) Die Urabstimmung dauert mindestens drei 
nicht vorlesungsfreie Tage«.

Die Urabstimmung wird vom allgemeinen Studen­
tenausschuß durchgeführt.

16: Gült igkeit

Der der Urabstimmung zugrunde liegende 
Antrag ist angenommen, wenn mehr als ein 
Drittel der studenten ihre stimme agegeben 
und dem ant rag  mi t  e infacher  mehrhei t  
gemäß artike 9 abs.  2 zugestimmt haben.  
§ 29 ab. 3 des hessischen hochschulgesetzes 
v o m 1 2 . 5 . 1 970  b l e i b t  unbe r üh r t

Anfechtung

Die Urabstimmung kann von jedem immatriku­
l ier ten Studenten der Technischen Hochschule 
Darmstadt angefochten werden.
Anfechtungen einer Urabstimmung sind inner­
halb von zehn nicht vorlesungsfreien Tagen 
nach Veröffentlichung des Abstimmungsergeb­
nisses schr i f t l i ch mit Begründung an den 
Ältestenrat  zu richten.

18: Ungültigkeit

(1) Der Äl testenrat  hat eine Urabstimmung für 
ungültig zu erklären, wenn er bei verstän
diger Würdigung der Sachlage zu der Ansicht 

 gel angt , daß bei genauer Beachtung



der Satzung ein anderes Abstimmungsergeb­
nis wahrscheinlich gewesen wäre,

(2) Erklärt der Ältestenrat  eine Urabstimmung 
für ungültig, so i s t  diese Entscheidung 
unverzüglich bekanntzugeben.

Artikel 19: Wiederholung einer Urabstimmung

Bei Ungültigkeit einer Urabstimmung findet 
eine Wiederholung innerhalb von zwanzig 
nicht vorlesungsfreien Tagen nach Bekannt­
gabe gemäß Artikel 18 Abs. 2 s t a t t .

D R I T T E R  A B S C H N I T T :

Die Vollversammlung der Studentenschaft

Artikel 20: Zweck und Aufgabe

(1) Die Vollversammlung beschließt über Fragen 
soweit diese nicht in den Bereich einer 
einzelnen Fachschaft bzw. der Ausländersek­
tion fal len.

(2) Der Haushaltsplan, die Wahlen nach Art. 40,2, die 

Beiträge, Satzungsänderung sowie Entscheidung des 

Ältestenrates könne nicht Gegenstand einer Vollv

ersammlung sein.

Artikel 21: Einberufung

(1) Die Vollversammlung wird vom Präsidenten 
des Studentenparlaments einberufen:
1. Auf schrif t l ichen Antrag von mindestens 

5 % der Studenten,
2. Auf Beschluß des Studentenparlaments,
3. Auf Antrag des Allgemeinen Studenten­

ausschusses.

(2) Der Antrag auf Einberufung einer Vollver­
sammlung muß die Beratungsgegenstände enthalten

Artikel 22: Termin und Durchführung

(1) Die Vollversammlung findet spätestens zehn 
* nicht vorlesungsfreie Tage nach Eingang des

Antrages s t a t t .



Artikel

Artikel 24:

Artikel 25:

(2)

(3)

23: Beschlußfähigkeit und Gült igkeit

(1) Die Vollversammlung i s t  Beschlußfähig 
wenn 10 %der Studenten anwesend sind

( 2) Stimmberechtigt sind al le Studenten.

(3) BeschHisse der Vollversammlung bedürfen zu 
ihrer Wirksamkeit der Bestätigung durch 
das Studentenparlament; Daz u i s t  das 
Studentenparlament u n v e r z ü g l i c h  
einzuberufen.

 
Sie wird vom Präsidium des Studentenparla­
ments durchgeführt und gele i t e t .

Näheres regel t  die Geschäftsordnung.

V i e r t e r  a b s c h n i t t  D i e  

F a c h s c h a f t e n

Zugehörigkeit

Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine 
Fachs cha f t
Die Festlegung der Zugehörigkeit erfolgt  
§ 26 Abs. 3 in Verbindung § 22 Hessisches 
Hochschulgesetz: vom 12.5.1970.
Ein Student kann Mitglied in mehreren Fach
schaften sein.

Rechte und Pflichten

Die Fachschaften Ordnen ihre inneren Angele
genheiten selbst  und vertreten die studen­
tischen Interessen auf Fachbereichsebene.
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(2) Die Fachschaftsordnung und deren Änderungen 
bedürfen der Genehmigung durch den Ältesten­
rat .  Die Genehmigung muß und darf nur versagt 
werden, wenn die Fachschaftsordnung höher­
rangigen Vorschriften entgegensteht.

27: Die Fachschaftsvol1versammlung

(1) Die Fachschaftsvol1versammlung i s t  das oberste 
Beschlußorgan der Fachschaft.

(2) Sie setzt  im Bedarfsfall Ausschüsse ein.

28: Einberufung

(1) Die Fachschaftsvol1versammlungen werden vom 
Fachschaftsrat einberufen.

(2) Auf Antrag von mindestens 5 % der Mitglieder 
der Fachschaft muß eine Fachschaftsvol1 Ver­
sammlung einberufen werden. Bei Fachschaften 
mit weniger als 100 Fachschaftsmitgliedern 
muß die Fachschaftsvoll versammlung auf An­
trag von mindestens 20 der Fachschaftsmit­
glieder einberufen werden.

(3) Der Antrag auf Einberufung muß die Beratungs­
gegenstände enthalten.

(4) näheres regelt  die Geschäftsordnung.

29: Besch!ußfähigkeit

(1) Die Fachschaftsvollversammlung i s t  beschluß­
fähig, wenn sie ordnungsgemäß nach Artikel 8 
einberufen wurde.

(2) Stimmberechtigt sind al le Mitglieder der 
Fachschaft.

30: Der Fachschaftsrat - Zweck und Aufgabe

(1) Der Fachschaftsrat nimmt die Interessen a l l er  
im Fachbereich Studierenden wahr.

(2) Er koordiniert die Arbeit der Amtsträger der 
Fachschaft und der Fachschaftsausschüsse.
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Artikel 31: Zusammensetzung und Wahlen

(1) Die Fachschaftsvollversammlunq wählt einen 
Fachschaftsrat ,  der mindestens 3 Mitglieder 
hat.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder des Fachschafts­
rates beginnt jeweils mit der wahl  Die Wahl 
soll in der Regel am Ende des' Semesters 
stat t f inden.  Die Amtszeit beträgt ein Jahr.

(3) Näheres regelt  die FachschaftsOrdnung.
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d a r f  n u r  v e r s a g t  w e r d e n ,  w e n n  d i e  
sektionsordnung höherrangigen vorschriften 
entgegensteht

Art ikel  35: Die Aus 1ändervol1 Versammlung - Zweck 
und Aufgabe

(1) d i e  a u s l ä n d e r v o l l v e r s a m m l u n g  
i s t  d a s  o b e r s t e  b e s c h l u ß o r g a n  d e r  
ausländersektion

(2) Sie setzt 1m bedarfsfall Ausschüsse cin.

Artikel 36: Einberufung
(1) Die A u s lä n d e rv o l lv e rs a m m lu n g  wird vom Auslä n

derrat  e i n berufen.

(2) Die Ausländervol lV e r sa m m l u n g  muß einberufen
werden auf schri f t l ichen Antrag von mindestens 
t 5 % der Mi tgl ieder  der Ausländersekt ion

(3) Der Antrag muß die Beratungseegenstande -1 -" 
h a l t e n .

( 4 )  n ä h e r e s  r e g e l t  d i e  g e s c h ä f t s o r d n u n g -

A r t i k e l  3 7  B e s c h l u ß f ä h i g k e i t

(1) Die ausländervollversammlung ist beschlußfähig 
 w e n n  

sie odrnunggemäß nach artikel 8 einberufen wurde.

(2) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder 
der ausländersektion

Art ikel  38: Der Ausländerra t  Zweck und Aufgabe

(1) Der Ausländerrat nimmt die Interessen al ler  
ausländischen Studenten an der Technischer 
Hochschule Darmstadt wahr.

(2) Er koordinier t  die Arbei t  der Amts träge» 
der aus ländersekt ion und i h r e r  ausschüsse

Artikel 39: Zusammensetzung und Wahl

(1) Die ausländervollvresammlung wählt einen
Ausländerrat,  der mindestens 3 Mitglieder hat.



(2) Die Amtszeit  der Mi tgl ieder  des Aus­
l änder ra tes  beginnt  j ewei l s  mit der 
W a h l ,  d i e  i n  d e r  r e g e l  a m  e n d e  
j e d e s  s o m m e r s e m e s t e r s  
s t a t t f i n d e t .  D i e  a m t s z e i t  

b e t r ä g t  e i n  j a h r ( 3 )  n ä h e r e s  r e g e l t  

d i e  a u s l ä n d e r s e k t i o n s o r d n u n g

Sechster abschnitt : Das studentenparlament



(4) Die Wahl i s t  f r e i ,  gleich ur.d geheim.

(5) Die Parlamentswahl findet  in
Wochen vor Ende der Vorlesungszeit des 
SommerSemesters sta11.

(6)Die Amtszeit der Parlamentarier endet mit 
der jährlichen neuwahl 1 desstudentenparlaments

(7) Wahlberechtigt i s t  jeder immatrikulierte 
Studierende der Technischen Hochschule Darm- 
S t a d t .  Gasthörer sind nicht wahlberechtigt.  
StimmenVertretung i s t  unzulässig. Wählbar i s t  
jeder immatrikulierte Student der technischen 
hochschule darmstadt

(8) Das aktive u. passive Wahlrecht kann nur in 
einem Wahlbezirk ausgeübt werden. Artikel 24 
bleibt  unberührt.

(2) Ein Wahl Vorschlag muß enthalten:
Name, Vorname, Fachbereich, Semesterzahl 
und genaue Anschrift der oder des Kandidaten,
Die Einverstandniserk1ärung der k a n i d a t e n , 
sich zur Wahl zu stel len.

(3) Jeder Wahlvorschlag muß von zehn Wahlberech­
t igten durch Unterschrift ,  unter Angabe von 
Name, Vorname, Organisationseinheit  (Fach­
bereich),  Semesterzahl und Semesteranschrift 
unterstützt  werden.

(4) Auf jeder Wahl Vorschlagsliste zum^Listenwahl * 
gang ist. die Reihenfolge der Kandidaten f e s t
zulegen. Die Reihenfolge i s t  endgültig.

(5) Tr i t t  ein Kandidat, der über die Wahlliste 
kandidiert ,  ordnungsgemäß zurück, so rücken 
al le folgenden Kandidaten der betreffenden 
Liste um einen Platz vor.



Artikel 43: Durchführung der Wahl



(2) Feststellung des Wahlergebnisses 
1, Listenwahlgang:
Nach der Auszählung wird die Zahl der auf 
jeden Wahlvorschlag entfallenden Stimmen 
durch den Wahlausschuß fes tges t e l l t .  Mach den  ̂
d'Hontschen Höchstzähl verfahren (§ 6,1, fl BWG) 
wird die Reihenfolge der Parlamentsmitglie­
der und die der Nachrückenden fes tges t e l l t .  
Entfallen auf einen Wahlvorschlag mehr Sitze 
als Kandidaten vorhanden sind, so bleiben die 
rest l ichen Sitze unbesetzt.
2. Persönlichkeitswahlgang:
Gewählt sind die Kandidaten mit den meisten 
St i mmen.
3. Ist  ein Kandidat sowohl über den Person- 
1ichkeitswahlgang als auch über den Listen­
wahlgang gewählt, so kommt er über sein durch 
den Person!ichkeitswahlgang erlangtes Mandat 
in das Parlament, Die nachfolgenden Kandidaten 
der entsprechenden Liste rücken auf.

(3) Bekanntgabe des wahlergebnisses
Das ergebnis der wahl i s t  v o n  
wahlausschuss unverzüglich durch aushang 
bekanntzugeben

(4) Anfechtung

(5) Das Studentenparlament erläßt  Ausführungs­
bestimmungen zur Wahl.

Art ikel  4:  außerordent l iche Par lamentswahl

Abweichend von der Regel  in ar t .  41.2 
müssen parlamentswahlen stattfinden: 
auf beschluß einer urabstimmung.

(1)



(2) auf Beschluß des Studentenparlaments mit 
absoluter mehrheit der Mitglieder.

(3) Ist  d i e  außerordentliche Parlamentswahl 
innerhalb der ersten Hälfte der regulären 
Amtszeit des Parlaments abgeschlossen, so 
endet die Amtszeit des außerordentlichen 
Parlaments mit der im- nächsten Sommersemester 
s t a t t f indenden regelmäßigen Neuwahl des 
Parlaments. Andernfalls endet sie mit einer 
im Sommersemester des nächsten Jahres s t a t t ­
findenden regelmäßigen Neuwahl des Parlaments





Artikel  51: Mandatsverlust 

mitglieder des studentenparlaments 
s che i den  vorze i t i g  aus  dem amt :

(1) durch abgang von der technischen 
hochschule darmstadt

(2 )  du rch  ve rz e ic h t  de r  de m p rä s id im  
schrif t l ich mitgetei l t  werden muß

(3) Verzichtet ein über die Listenwahl gewählter 
Parlamentarier auf sein Mandat oder scheidet 
er aus anderen Gründen aus, so wird der da­
durch freiwerdende Parlamentssitz durch den 
nächsten Bewerber aus der Liste des Zurücktretenden

 besetzt .

(4) Verzichtet ein Uber die Persönlichkeitswahl 
gewählter Parlamentarier auf sein Mandat 
oder scheidet er aus anderen Gründen aus so 
bleibt  der dadurch freiwerdende parlamentssitz 
u n b e s e t z t



Artikel 53: Zusammensetzung

Der Allgemeine Studentenausschuß besteht 
aus sechs gleichberechtigten Mitgliedern.
Die Zahl der Mitglieder kann vom Studenten­
parlament mit den Stimmen der Mehrheit s e i ­
ner stimmberechtigten Mitglieder für eine 
Amtszeit gemäß Artikel 55 Abs. 1 erhöht werden.

Artikel  54: wahl und Abwahl






